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grundgesprächen und Interviews mit 
dem Präsidenten, seinen Mitarbeitern 
und hochrangigen Militärs. Woodward 
lässt dabei eine distanziert-positive 
Einstellung gegenüber Obama erken-
nen, während er aus seiner Skepsis ge-
genüber George W. Bush und seiner 
Verachtung für die Bürokratie in Wa-
shington kein Hehl macht. Insgesamt 
gelingt es dem Autor, reale Ereignisse 
sehr unmittelbar und plastisch mit ei-
ner „pseudo-wörtlichen“ Widergabe 
der Meinungsäußerungen darzustellen. 
In einem knappen Anmerkungsapparat 
verweist Woodward auf seine wichtigs-
ten Quellen und Informanten, wobei er 
ein hohes Maß an Diskretion walten 
lässt und sich selten auf offizielle Do-
kumente bezieht. Häufig bezieht er sich 
auf eigene Beiträge in der Washington 
Post und von ihm geführte Interviews, 
die aufgezeichnet und anschließend 
transkribiert wurden. Gerade unter 
dem Eindruck der Diskussion über 
„Guttenplag“ und andere Plagiatoren 
stellt sich dabei natürlich die Frage 
nach der Zuverlässigkeit der Darstel-
lung und damit ihrer wissenschaftli-
chen Brauchbarkeit. Der Historiker 
wird den Band daher höchstens als 
„Findbuch“ für die Suche nach den 
einschlägigen Dokumenten heranzie-
hen wollen, während der Politikwis-
senschaftler wichtige Einblicke in das 
Funktionieren eines politischen Sys-
tems erhält, die er freilich noch aus an-
deren Quellen verifizieren muss. Insge-
samt hat Bob Woodward ein gut 
lesbares und nützliches Werk vorgelegt.

Helga Haftendorn

Europäische Union

Kohler-Koch, Beate, und Christine 
Quittkat. Die Entzauberung partizipati-
ver Demokratie: Zur Rolle der Zivilgesell-
schaft bei der Demokratisierung von 
EU-Governance. Frankfurt/New York. 
Campus Verlag 2011. 323 Seiten. 34,90 €.

Mit dem Begriff der partizipativen De-
mokratie werden in der Demokratie-
theorie Ansätze bezeichnet, die eine di-
rekte Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger an Prozessen politischer Ent-
scheidungsfindung fordern. In EU-be-
zogenen Diskussionen hat sich dagegen 
ein weniger anspruchsvolles Konzept 
partizipativer Demokratie etabliert, 
das – nicht zuletzt von der Europä-
ischen Kommission propagiert – in ers-
ter Linie auf die Einbindung von 
zivilgesellschaftlichen Organisationen 
in EU-Gesetzgebungsverfahren setzt. 
Auch wenn der normative Gehalt die-
ses Verständnisses von partizipativer 
Demokratie aus demokratietheoreti-
scher Sicht bescheiden bleibt, werden 
in der EU-Forschung zuweilen große 
Erwartungen in das Potential gesetzt, 
das die Einbeziehung der organisierten 
Zivilgesellschaft für die Demokratisie-
rung der EU birgt. Zivilgesellschaftli-
che Gruppen, so die Hoffnung, können 
als „Transmissionsriemen“ fungieren, 
der die Interessen der Bürgerinnen und 
Bürger in den europäischen politischen 
Prozess einspeist und so die Repräsen-
tationsdefizite des Europäischen Parla-
ments zumindest teilweise kompen-
siert. 
In der vorliegenden Studie unterziehen 
Beate Kohler-Koch und Christine 
Quittkat solche Erwartungen einem 
empirischen Test. Wie schon der Titel 
des Buches deutlich macht, kommen sie 
zu einem eher ernüchternden Ergebnis: 

https://doi.org/10.5771/0032-3470-2012-1-158 - Generiert durch IP 216.73.216.40, am 26.12.2025, 22:06:15. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0032-3470-2012-1-158


159

Europäische Union | Besprechungen

Die Praxis zivilgesellschaftlicher Beteili-
gung in der EU vergrößert nach ihrer 
Analyse zwar die Vielfalt der in euro
päische Entscheidungsprozesse einge-
brachten Positionen, gewährleistet aber 
keine verlässliche Rückbindung von 
EU-Entscheidungen an den Willen der 
Bürgerinnen und Bürger. Kohler-Koch 
und Quittkat erreichen dieses Ergebnis 
in einer mehrschrittigen, sorgfältig an-
gelegten Untersuchung, die in theoreti-
scher, methodischer und empirischer 
Hinsicht zu einem wichtigen Referenz-
punkt für die Forschung zum demo
kratischen Potenzial der europäischen 
Zivilgesellschaft werden dürfte. 
Der theoretische Ertrag der Studie liegt 
in erster Linie in ihrer Unterscheidung 
zwischen verschiedenen Konzepten von 
Zivilgesellschaft, aus denen sich unter-
schiedliche Ansichten über die der Zi-
vilgesellschaft zuzurechnenden Grup-
pen und über deren möglichen Beitrag 
zur EU-Governance ergeben. Den in 
der EU als partizipative Demokratie be-
zeichneten Mechanismen – Online-
Konsultationen, Expertenseminaren, 
Politikforen und dergleichen – liegt 
nach Kohler-Koch und Quittkat eine 
Konzeption zugrunde, die zivilgesell-
schaftliche Partizipation vor allem als 
Verbändekonsultation versteht und die 
die gleichgewichtige Präsenz unter-
schiedlicher Entscheidungsbetroffener 
(„Stakeholder“) in Prozessen der Poli-
cy-Deliberation zu ihrem Hauptziel er-
klärt. 
Die empirischen Kapitel des Buches 
untersuchen, wie gut das europäische 
„Konsultationsregime“ – in dessen 
Mittelpunkt die Europäische Kommis-
sion steht – diesem Ziel gerecht wird. 
Besonders überzeugen kann in dieser 
Hinsicht die Analyse des Spektrums 
der beteiligten Organisationen sowie 
des Einflusses, den die Beteiligung auf 

die erreichten Politikergebnisse hat. 
Methodisch differenziert können Koh-
ler-Koch und Quittkat belegen, dass 
sowohl territoriale als auch interessen-
spezifische Ungleichgewichte in der 
Verbändebeteiligung bestehen und dass 
die Berichterstattung der Europäischen 
Kommission über die aus der Konsul-
tation gezogenen Schlüsse oft unzu
reichend ist. Eher bruchstückhaft 
bleibt im Vergleich zu dieser Analyse 
der folgende Untersuchungsschritt, der 
betrachtet, wie gut die beteiligten Or-
ganisationen die Interessen ihrer Mit-
glieder vertreten. In dieser Hinsicht 
wird auf das aus der Verbändefor-
schung hinlänglich bekannte Span-
nungsverhältnis zwischen effektiver 
Mitwirkung an Entscheidungsprozes-
sen und Vertretung von Basisinteressen 
verwiesen; eine Analyse von Verbands-
websites und Newslettern zeigt zudem 
Mängel in der verbandsinternen Kom-
munikation über europäische Themen. 
Es fehlt jedoch an einer detaillierten 
Analyse von Policy-Prozessen, die an-
hand von Fallstudien der Frage nach-
geht, ob und wie verbandliche Eliten 
die Interessen der Mitgliedschaft im 
Zuge europäischer Konsultationsver-
fahren aus den Augen verlieren.
Trotz dieses Mankos besitzt das Argu-
ment, das Kohler-Koch und Quittkat 
gegen die „Transmissionsriemen“-The-
se vorbringen, insgesamt eine hohe 
Plausibilität. Die Autorinnen halten die 
organisierte europäische Zivilgesell-
schaft für einen wichtigen Akteur der 
EU-Governance, sehen in ihr aber eher 
einen „Gegenspieler“ von EU-Instituti-
onen innerhalb eines Systems von 
„checks and balances“ als ein Vehikel 
zur Artikulation des Bürgerwillens. 
Auch wenn diese Metaphorik nicht 
vollends überzeugen kann – sie un
terstellt unbeabsichtigt die Existenz 
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von Vetomöglichkeiten, die zivilgesell-
schaftliche Organisationen in Brüssel 
gerade nicht besitzen – so ist die Kern-
aussage von Kohler-Koch und Quittkat 
für die Debatte über das europäische 
Demokratiedefizit von großer Wichtig-
keit: Partizipative Demokratie (im EU-
bezogenen Verständnis) ist nicht ohne 
demokratischen Wert, kann aber tradi-
tionelle repräsentative Verfahren de-
mokratischer Willensbildung auch 
nicht annähernd ersetzen. 

Achim Hurrelmann

Weidenfeld, Werner. Die Europäische 
Union. Paderborn. Wilhelm Fink 
Verlag/UTB 2010. 222 Seiten. 14,90 €.

Bei der enormen Fülle an Material, das 
einerseits die EU selbst durch ihre Re-
gelungsaktivitäten generiert und das 
andererseits in einer nicht minder stark 
wachsenden Sekundärliteratur ihren 
Niederschlag findet, muss sich jeder 
Autor bei einem Neuversuch einer 
Einführung entscheiden, ob er eine 
möglichst detaillierte und damit um-
fangreiche, oder eine kurze und 
zwangsläufig vereinfachende Darstel-
lung wählen möchte. Mit seinem Buch 
Die Europäische Union ist es Werner 
Weidenfeld gelungen, einen insgesamt 
erfolgreichen Mittelweg zwischen die-
sen beiden Polen einzuschlagen. 
Methodisch  überzeugt das Buch durch 
eine sinnvolle Dreiteilung des Themas: 
Der erste Teil zu historischen und kon-
zeptionellen Grundlagen widmet sich 
der Geschichte der EU, den wesentli-
chen Integrationstheorien und den zen-
tralen Grundfragen der europäischen 
Einigung. Der zweite Teil erklärt die 
institutionelle Ausgestaltung der Union 
und befasst sich in jeweils eigenen Ka-
piteln mit ihren Organen, zusätzlichen 

Akteuren im „erweiterten Institutio-
nensystem“ (142) sowie ihren Recht-
setzungs- und Entscheidungsverfahren. 
Der dritte Teil schließlich wendet sich 
den inhaltlichen Regeln des Binnen-
marktes und der Wirtschafts- und 
Währungsunion zu, diskutiert die Rolle 
der EU als Akteur in den internationa-
len Beziehungen und schließt mit Über-
legungen zu den möglichen zukünfti-
gen Entwicklungsmöglichkeiten der 
EU und den Herausforderungen, denen 
sie sich gegenüber gestellt sieht. (Wei-
denfeld selbst erachtet die EU hier als 
„strategisch verwirrt“ (213) und sieht 
in der Deutung der EU „als die retten-
de, elementare Antwort auf die Globa-
lisierung“ (214) die wesentliche Quelle 
für die Wiedererlangung ihrer Vitali-
tät). Zahlreiche Infokästen, Tabellen 
und Abbildungen fokussieren das Au-
genmerk des Lesers auf ausgewählte 
Themen, und jedes Kapitel schließt mit 
weiterführenden Literaturhinweisen. 
Der Text selbst ist durchgehend kennt-
nisreich, eingängig und sehr verständ-
lich geschrieben. 
Bleibt die Darstellung der EU insge-
samt auch ohne größere Lücken, so 
hätten einige Themen doch etwas mehr 
Beachtung verdient, selbst wenn dies 
einige zusätzliche Druckseiten bedeutet 
hätte. Insbesondere ist hier die zentrale 
Rolle des Europäischen Gerichtshofes 
(EuGH)  für die Integrationsgeschichte 
zu nennen, war er es doch, der die Sup-
rematie und die Direktwirkung des Eu-
roparechts durch wegweisende Urteile 
in die Verträge hineininterpretierte und 
der in den 1990er Jahren im Zentrum 
einer regen und wegweisenden akade-
mischen Debatte über die Gestaltungs-
macht nichtstaatlicher internationaler 
Akteure stand. Diese „Motorenrolle“ 
(137) des EuGH wird jedoch nur ange-
rissen und weder im Theorieteil noch 
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